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Text 

Artikel 37 

Benachrichtigung bei Todesfällen, Vormundschaften oder Pflegschaften, bei Schiffbruch und 
Unglücken in der Luft 

Verfügen die zuständigen Behörden des Empfangsstaats über die entsprechenden Auskünfte, so sind 
sie verpflichtet, 

 a) beim Tod eines Angehörigen des Entsendestaats unverzüglich die konsularische Vertretung zu 
benachrichtigen, in deren Amtsbezirk der Todesfall eingetreten ist; 

 b) die zuständige konsularische Vertretung unverzüglich von allen Fällen zu benachrichtigen, in 
denen die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers im Interesse eines minderjährigen oder 
anderen nicht voll handlungsfähigen Angehörigen des Entsendestaats angebracht erscheint. Die 
Benachrichtigung läßt jedoch in Anwendung der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften des 
Empfangsstaats auf diese Bestellung unberührt; 

 c) unverzüglich die dem Ort des Unglücks am nächsten gelegene konsularische Vertretung zu 
benachrichtigen, wenn ein Schiff, das die Staatszugehörigkeit des Entsendestaats besitzt, im 
Küstenmeer oder in den Binnengewässern des Empfangsstaats Schiffbruch erleidet oder auf 
Grund läuft oder wenn ein im Entsendestaat registriertes Luftfahrzeug im Hoheitsgebiet des 
Empfangsstaats verunglückt. 
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